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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde!

Das Arbeitsklima in der Bundesregierung ist nach wie vor gut und an der Sache orientiert. Punkt für 
Punkt werden die Verabredungen aus dem Koalitionsvertrag in Angriff genommen. Das in diesen Tagen 
auf den Weg gebrachte Elterngeld ist ein wichtiger Schritt hin zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, einem der Kernanliegen von CDU/CSU. Danach erhält ein zuvor berufstätiger Elternteil ab 
dem kommenden Jahr im ersten Lebensjahr des Kindes 67 Prozent des letzten Nettoeinkommens. Betei-
ligt sich auch der andere Elternteil mindestens zwei Monate an der Elternzeit, kann die Bezugsdauer auf 
insgesamt 14 Monate ausgedehnt werden.

Gemäß der Koalitionsvereinbarung wird ab dem 01. Januar 2007 jedoch auch die sogenannte Reichen-
steuer, also die Anhebung des Spitzensteuersatzes für Höchstverdiener um drei Prozent kommen. Sie 
greift ab einem Jahreseinkommen von 250.000 EUR für Ledige und 500.000 EUR für Verheiratete. Eine 
völlige Streichung oder Verschiebung auf das Jahr 2008 war mit der SPD nicht zu machen. Dennoch ist 
es uns als CDU/CSU gelungen, zusätzliche Belastungen für die Wirtschaft zu vermeiden. Denn auf den 

drei-prozentigen Zuschlag zur Einkommensteuer werden gewerbliche Einkünfte nunmehr doch nicht angerechnet werden. 
Dies hätte insbesondere kleine und mittelständische Unternehmen getroffen und wäre Gift für die sich belebende Konjunk-
tur. Darüber hinaus wurde auf Druck von CDU/CSU verabredet, schon vor Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform im 
Jahr 2008 weitere Steuererleichterungen für die Wirtschaft zu schaffen.

Besonders erfreulich ist jedoch, dass sich das gleich zu Beginn der Regierung Merkel vereinbarte Gesetzespaket für Wachs-
tum und Beschäftigung bereits jetzt bemerkbar macht. So prognostizieren die sechs führenden Wirtschaftsforschungsins-
titute in ihrem Frühjahrsgutachten für 2006 ein Wachstum von 1,8 Prozent. Damit haben sie ihre Prognose von 1,2 Prozent 
aus dem Herbst 2005 deutlich nach oben korrigiert. Dies bedeutet das stärkste Wirtschaftswachstum seit 2000. Ebenso weist 
der Arbeitsmarkt in eine positive Richtung. Die Zahl der Erwerbslosen lag im April bei 4,79 Mio. und damit um über 260.000 
niedriger als im selben Monat des Vorjahres. Dies ist noch kein endgültiger Durchbruch, zeigt aber, dass wir auf dem richtigen 
Weg sind und diesen weiter - wenn möglich noch konsequenter - beschreiten müssen. So werden seitens der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute die Erhöhung der öffentlichen Investitionen und Ausgaben für Forschung und Entwicklung sowie die Ab-
schreibungsvergünstigungen ausdrücklich als einer der wichtigsten Gründe für den beginnenden Aufschwung gewürdigt.

Aber diese Erfolge der Bundesregierung unter Führung von Bundeskanzlerin Angela Merkel sind für alle Beteiligten kein 
Grund, die Hände in den Schoß zu legen. Die kommenden Wochen und Monate werden zeigen, ob es der Großen Koalition 
gelingt, weitere wichtige Reformprojekte anzugehen bzw. zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. Dazu gehört auch 
eine sozial gerechte und sozial verträgliche, aber auch marktorientierte Gesundheitsreform. Wenn das Arbeitsklima zwischen 
CDU/CSU und SPD weiterhin so gut und an der Sache orientiert bleibt, kann auch dieser Prüfstein bewältigt werden. 

Mit freundlichen Grüßen

Ingo Schmitt, MdB
Vorsitzender der Landesgruppe

Politik für mehr Wachstum und Beschäftigung
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Die Verantwor-
tung besteht un-
abhängig vom 
Ausgang des Ver-
fahrens vor dem 
B u n d e s v e r f a s-
sungsgericht über 
Entschuldungs-
beihilfen. Sie er-
gibt sich aus vo-
rangegangenem 
Tun. Schließlich 

hat der Bund bis zur Deutschen Einheit 
u.a. ca. 50 Prozent des Landeshaushal-
tes fi nanziert. Berlinhilfe und Berlinför-
derung wurden Anfang der neunziger 
Jahre innerhalb von nur vier Jahren stark 
zurückgefahren bzw. abgeschafft. Das 
dadurch erzielte Einsparvolumen macht 
nach Aussagen des Bundesfi nanzminis-
teriums mehrere Milliarden im Jahr aus 
und summiert sich bis heute auf einen 
Betrag von über 50 Mrd. Euro: der größ-

te Subventionsabbau in der Geschichte 
der Bundesrepublik. Die Einnahmeaus-
fälle konnte das 
Land Berlin in ei-
ner Zeit, in der 
es die ehemals 
getrennten Stadt-
hälften zusam-
menführen muss-
te, nicht verkraf-
ten. Den großen 
Personalbestand 
im öffentlichen 
Dienst und die 
hohe Förderung für den Wohnungsbau 
in der Mieterstadt Berlin mit langfristi-
gen Belastungen für die Landeshaushal-
te hatte der Bund gewollt und mitfi nan-
ziert. Dass er sich nach 1994 überstürzt 
aus der Finanzierung zurückzog, legte 
den Grundstein für die heutige Schul-
denmisere.
Die Behauptung des Berliner Finanzse-

Gerade kleine und 
mittlere Betriebe 
sind überpropor-
tional stark von 
bürokratischen 
Kosten betrof-
fen. Diese Un-
ternehmen sind 
im Gegensatz zu 
Großkonzernen 
oftmals nicht in 
der Lage, z.B. in 
Form einer ent-

sprechenden Personaldecke, dieser zu-
sätzlichen Belastung entsprechend zu 
begegnen. 
Die durch unnötige Bürokratie entstan-
denen Belastungen sind heute die wahr-
scheinlich größte Wachstumsbremse 
der deutschen Wirtschaft. Eine Studie 
des Instituts für Mittelstandsforschung 
macht objektiv messbar, welche Kos-
ten durch Bürokratie in Deutschland 
entstehen. Die Bonner Wissenschaftler 
kommen zu dem Ergebnis, dass alleine 
durch 20 der insgesamt über 360 Mel-
dungs-, Bescheinigungs- und Statis-
tikpfl ichten die Unternehmen mit 1,9 
Milliarden Euro belastet werden. Die 

Bundesregierung hat deshalb das Pro-
gramm „Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung“ ins Leben gerufen, um 
dieses ungenutzte Potential für den 
wirtschaftlichen Aufschwung und den 
Erhalt bestehender sowie die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze zu nutzen. 
Neben der Einrichtung eines Normen-
kontrollrates, der auch aus unterneh-
merischer Perspektive Gesetze auf 
ihre Bürokratiekosten prüfen soll, do-
kumentiert die Vielzahl 
der Gesetzesinitiativen 
zum Abbau bürokrati-
scher Hemmnisse (Mit-
telstandsentlastungsge-
setz) den festen Willen 
der Bundesregierung, 
insbesondere mittelstän-
dische Unternehmen 
wirklich zu entlasten. 
Der Anfang ist gemacht. 
Trotzdem gibt es keinen 
Grund, sich auf dem 
bisher erreichten aus-
zuruhen: In der Vergan-
genheit hat sich gezeigt, 
dass eine auf Einzelmaß-
nahmen beschränkte 

Mittelstand entfesseln - Bürokratie abbauen

Bund trägt Mitverantwortung für Sanierung 
des Berliner Landeshaushaltes

Rechtsbereinigung nicht ausreicht. Die 
Bundesregierung muss nun den begon-
nenen Kurs radikal fortsetzen, um unse-
re Bürger und Unternehmen nachhaltig 
von der Fessel der Bürokratie zu befrei-
en und somit ein kostenloses Arbeits- 
und Konjunkturprogramm zu starten.

Von Kai Wegner, MdB, Mitglied des Parla-
mentskreises Mittelstand der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag

nators Sarrazin (SPD), die Stadt habe le-
diglich ein Ausgabenproblem, greift zu 

kurz und machte die 
Klagebegründung un-
zureichend. Die Klage 
selbst ist berechtigt. 
Sie unterscheidet 
sich grundlegend 
von vergleichbaren 
Versuchen Bremens 
und des Saarlandes, 
Sanierungsbeihilfen 
zu erlangen. Beide 
hatten weder vereini-

gungsbedingte Sonderlasten noch den 
Ausgleich wegfallender Subventionen 
zu bewältigen. Etwa 50 Prozent der Ber-
liner Schulden müssen in den Erblasten-
tilgungsfonds überführt werden.

Von Peter Rzepka, MdB,  Mitglied des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundes-
tages

Kai Wegner (Mitte) im Gespräch mit dem Geschäftsführer von Haru 
Reisen Karsten Schulze (links) und Gerd von Brandenstein (rechts), 
Präsident der Vereinigung der Unternehmensverbände in Berlin und 
Brandenburg anlässlich einer Siemens-Werksbesichtigung

(c) Deutscher Bundestag
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Koalition einigt sich auf Elterngeld

Union und SPD haben  sich im Koa-
litionsausschuss auf das sogenannte 
Elterngeld geeinigt. Demnach soll 
das Elterngeld für zwölf Monate ge-
zahlt werden. Hinzu kommen zwei 
Partnerschaftsmonate, wenn auch 
der andere Partner für die Kinder-
betreuung seine Berufstätigkeit un-
terbricht. Bundesfamilienministerin 
Ursula von der Leyen erklärte, das 
Elterngeld sei ein „ganz wichtiger 
Baustein“, um Eltern Mut und Mög-
lichkeiten für Kinder zu geben. 

Fraktionsvorsitzender: Unterneh-
mensteuerreform kommt pünktlich

Im Interview mit dem Handelsblatt 
hat CDU/CSU-Fraktionschef Volker 
Kauder erneut betont, bei der für 
2008 geplanten Unternehmensteu-
erreform eine rechtsformneutrale 
Besteuerung erreichen zu wollen. 
Eine Nettoentlastung sei nur mög-
lich, wenn es fi nanziell darstellbar sei. 
Auf keinen Fall dürfe es aber zu einer 
Mehrbelastung von Unternehmen 
kommen, sagte Kauder: „Viele kleine 
Handwerksbetriebe unterliegen dem 
niedrigen Eingangssteuersatz, weil 
die wirtschaftliche Lage so schwierig 
ist. Deswegen muss man bei einer 
rechtsformneutralen Besteuerung 
schauen, dass es für genau diese 
Firmen nicht zu Verschlechterungen 
kommt.“ 

Deutschland verliert eine herausra-
gende Persönlichkeit  

Anlässlich des Todes des Präsiden-
ten des Zentralrats der Juden, Paul 
Spiegel, erklärt der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Vol-
ker Kauder: „Mit Paul Spiegel verliert 
Deutschland eine herausragende 
Persönlichkeit und einen engagier-
ten Kämpfer gegen den Antisemitis-
mus und für die christlich-jüdische 
sowie für die deutsch-israelische 
Freundschaft. [..] Paul Spiegel hat das 
Gespräch mit der Politik und mit den 
christlichen Kirchen aktiv gesucht 
und durch eigene Ideen und Vor-
schläge bereichert. Wir trauern um 
Paul Spiegel, der für die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion stets ein offener, 
kompetenter und Impuls gebender 
Ansprechpartner gewesen ist.“

Die Ukraine ist 
mit 48 Millionen 
E i n w o h n e r n 
das größte 
Land zwischen 
Russland und 
der Europäischen 
Union. Früher 
zur Sowjetunion 
gehörend, macht 
sich das Land 
seit einigen 

Jahren mit großen Schritten in die 
Demokratie auf: Es gibt Pressefreiheit 
und einen unbeschränkten Zugang 
der politischen Parteien zu den 
Medien. Mit einigen weiteren 
Bundestagsabgeordneten besuchte ich 
als Wahlbeobachter der OSZE einen 
ländlichen Regierungsbezirk zwischen 
Kiew und Tschernobyl. Wir wurden 
dabei als Deutsche überaus freundlich 
empfangen. Die Menschen zeigten 
sich über die politischen Verhältnisse 
bei uns gut orientiert, wir hätten 
eine Bundeskanzlerin und das wolle 
man in der Ukraine jetzt nachmachen 
durch die Wahl der Parteiführerin Julia 
Timoschenko zur Ministerpräsidentin. 
Man wolle demokratische Verhältnisse, 
mit der Diktatur sei es jedenfalls 
vorbei. Insgesamt waren die Wahlen 
hervorragend organisiert. 
Der Ausgang der Wahl gibt der Ukraine 
eine langfristige demokratische 
Perspektive. Die Parteien der sog. 
„Orangen Revolution“ um Präsident 

Juschtschenko und Julia Timoschenko 
haben rechnerisch eine Mehrheit 
im Parlament. Die Kommunisten 
sind von ca. 20 Prozent auf gut drei 
Prozent Stimmenanteil abgestürzt. 
Die von Moskau unterstützte Partei 
des früheren Präsidentschafts-
kandidaten Janukowytsch musste 
ebenfalls herbe Verluste hinnehmen, 
errang aber immerhin noch ca. 30 
Prozent der Stimmen. Aber auch 
Janukowytsch und vor allem die 
hinter ihm stehenden mächtigen 
Industriellen wollen nicht mehr 
zurück in die Abhängigkeit Russlands, 
sondern das Land auch in Richtung 
der EU öffnen. Es liegt deshalb auch in 
unserem Interesse, der Ukraine eine 
europäische Perspektive zu geben und 
die Zusammenarbeit mit der Ukraine 
zu vertiefen. Aufgabe der deutschen 
und der europäischen Außenpolitik 
wird es zudem sein, den wichtigen 
Nachbarn Russland von dem Nutzen 
dieser Entwicklung zu überzeugen. 
Es wäre kurzsichtig zu versuchen, die 
Entwicklung dieser Region gegen den 
Widerstand Russlands durchzusetzen. 
Eine regionale Sicherheitsarchitektur, 
in die Russland einbezogen ist, wird 
ein wichtiger Schritt hin zu einer 
konstruktiven Rolle der Russischen 
Föderation in dieser Weltregion sein.   

Von Karl-Georg Wellmann, MdB, 
Mitglied des Auswärtigen Ausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Was gehen uns die Ukraine und die  
Wahlen vom März 2006 an?

Endergebnisse der Parlamentswahl in der Ukraine vom 26.03.2006
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Die Bundestagsabgeordneten der 
Berliner Landesgruppe

in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Aus Anlass der bekannt gewordenen 
Missstände an der Neuköllner Rütli-
Hauptschule machte der Bundestag 
diese Vorfälle zum Thema der Aktu-
ellen Stunde im Plenum. Als Berliner 
Abgeordnete und ordentliches Mit-
glied im Bildungsausschuss sprach 
Prof. Monika Grütters für die CDU/
CSU-Fraktion im Parlament. „Bundes-
tag aktuell“ berichtet aus der Plenar-
debatte.

Hilferuf verzweifelter Lehrer igno-
riert

Für die Abgeordnete Prof. Grütters ist 
es kein Zufall, dass Zustände, wie sie 
inzwischen fast überall in der Bundes-
republik existieren, zuerst hier in Ber-
lin-Neukölln an das Licht der Öffent-
lichkeit getra-
gen wurden. 
Schwere Vor-
würfe richte-
te sie gegen 
den SPD-Bil-
dungssenator 
Klaus Böger, 
der die Situa-
tion noch ig-
norierte, als 
verzweifelte 
Lehrer sich 
bereits Hilfe 
suchend an 
ihn gewandt 
hatten. Die 
wachsenden Probleme durch man-
gelnde Integration von Migranten und 
ein Leben in regelrechten Sozialhilfe-
dynastien wurden jahrelang tatenlos 
hingenommen. Jugendgewalt und 
Bildungsmisere sind die Folgen einer 
verfehlten Politik von Rot-Rot. 

Als Anmaßung kritisierte Monika 
Grütters vor diesem Hintergrund die 
Entscheidung des rot-roten Senats, 
Eltern und Heranwachsenden in Ber-
lin einen staatlichen Werteunterricht 
vorzuschreiben, statt sie wählen zu 
lassen, ob sie nicht besser Religions-
unterricht hätten. Nachdrücklich plä-
dierte sie für die Wahlfreiheit zwischen 
christlichem Religionsunterricht und 
anderen Unterrichtsangeboten.  

Verantwortung auch im Elternhaus

Schule und Gesellschaft dürfen bei 
Problemen nicht wegschauen, doch 
die Hauptverantwortung der Er-
ziehungsarbeit liegt im Elternhaus. 
Wenn Eltern diese nicht wahrnehmen 
können oder wollen, müssen in die 
Sanktionsmaßnahmen gegen auffälli-
ge Schüler auch die Eltern einbezogen 
werden. Spürbare finanzielle Sanktio-
nen oder gar die Gefährdung des Auf-
enthaltsstatus – das verstehen auch 
diejenigen, die der deutschen Sprache 
unkundig sind – so Monika Grütters. 

Es ist in ihren Augen eine regelrechte 
Unverfrorenheit des Senats, von den 
Eltern einerseits Verantwortungsbe-
wusstsein bei der Erziehungsarbeit 

zu fordern und 
ihnen anderer-
seits einen Reli-
gionsunterricht 
vorzuenthalten, 
in dem es um 
Nächstenliebe, 
Friedfertigkeit 
und Gewissens-
bildung geht. 
Nachdrückl ich 
trat Monika 
Grütters daher 
erneut ein für 
die Wahlfrei-
heit zwischen 
christlichem Re-

ligionsunterricht und anderen Unter-
richtsangeboten an Berliner Schulen. 

Nationaler Aktionsplan Integration

Ausdrücklich plädierte sie für die For-
derung der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion nach einem nationalen Ak-
tionsplan Integration, an dem nicht 
nur Bund, Länder und Kommunen, 
sondern auch Tarifpartner, Kirchen 
und Wohlfahrtsverbände teilnehmen. 
Dass Zustände wie in Neukölln be-
hoben werden, dass Jugendliche und 
ihre Familien mit Migrationshinter-
grund nicht am Rand der Gesellschaft, 
sondern in ihr leben, ist für Monika 
Grütters eine Aufgabe der gesamten 
Gesellschaft.  

Religionsunterricht erzieht zu 
Nächstenliebe und Gewaltfreiheit 

Grütters: „Zustände an der Neuköllner Rütli-Hauptschule 
sind kein Zufall.“


